
Mit der Zielsetzung der Verbrechen der Angeklagten 
gegen den volkseigenen Handel ist auch ein Angriff 
auf die unmittelbaren Interessen der werktätigen Be
völkerung verbunden. Nach dem grundlegenden Werk 
Stalins über die ökonomischen Probleme des Sozialis
mus ist einer der Hauptzüge des Grundgesetzes des 
Sozialismus die maximale Befriedigung der ständig 
wachsenden Bedürfnisse der Werktätigen. Dieses Grund
gesetz hat auch für die demokratische Friedenswirt
schaft der Deutschen Demokratischen Republik richtung
weisende Geltung. Fred Oelßner hat hierzu auf der 
Theoretischen Konferenz der Sozialistischen Einheits
partei Deutschlands, die sich mit der Bedeutung dieses 
Werkes befaßte, ausgeführt:

„Wenn das Ziel der sozialistischen Produktion die 
ständig wachsende Befriedigung der materiellen und 
kulturellen Bedürfnisse der Werktätigen ist, so ist 
der Handel, der Warenumsatz, das unmittelbare 
Bindeglied zwischen der Produktion und Konsum
tion, ohne dessen richtiges Funktionieren das Ziel 
nicht erreicht werden kann.“ („Neues Deutschland“ 
vom 16. Dezember 1952, Nr. 295.)

Das Bezirksgericht hätte erkennen müssen, in welchem 
Umfange die Angeklagten mit ihren Verbrechen den 
im Interesse der Werktätigen liegenden Warenumsatz 
sabotiert haben.

Die planlose Warenstreuung, die beispielsweise in 
der schlechten Belieferung der im Wismutarbeiterzen
trum liegenden Hauptgeschäftsstelle S. zum Ausdruck 
kommt, die unrichtige Preisfestsetzung in einzelnen 
Hauptgeschäftsstellen, die Eröffnung unrentabler Ver
kaufsstellen und ihre nach erheblichen Investitionen 
erforderliche Schließung gefährdeten in starkem Maße 
das Vertrauen in die Fürsorge der Regierung der Deut
schen Demokratischen Republik für die werktätigen 
Menschen.

b) Für die richtige Einschätzung des Grades der Ver
antwortlichkeit der Angeklagten ist es aber auch not
wendig zu beleuchten, welcher verwerflichen und für 
unsere weitere gesellschaftliche Entwicklung besonders 
schädlichen Methoden sich die Angeklagten bei der Be
gehung ihrer Verbrechen bedient haben.

Sie haben nicht nur durch Desorganisation und be
wußtes Unterlassen notwendiger Maßnahmen den volks
eigenen Handel systematisch sabotiert, sondern auch 
jede Kritik aus den Reihen der unteren Angestellten 
der HO-L unterdrückt; darüber hinaus haben sie jede 
Initiative gelähmt und die Aufdeckung von Mißständen 
durch die Nichtauswertung der Kontrollergebnisse bzw. 
durch Abdrosselung der Kontrolle überhaupt verhin
dert____

2. Es ergibt sich ein völlig anderes Bild für den Um
fang der Verantwortlichkeit der Angeklagten, als es 
im angefochtenen Urteil und auch in den Strafanträgen 
des Staatsanwalts in der ersten Instanz zum Ausdruck 
gelangt.

Das angefochtene Urteil hat seiner Aufgabe, die 
Grundlagen der sozialistischen Wirtschaft, das soziali
stische Eigentum und die Erfüllung des Volkswirt
schaftsplans zu sichern (§ 2 Abs. 1 GVG), nicht genügt. 
Bereits die Rundverfügung Nr. 5/52 des Ministers der 
Justiz (Amtliches Nachrichtenblatt des Ministeriums 
der Justiz 1952, S. 5/7) hat die Notwendigkeit hervor
gehoben, in allen Urteilen, die sich gegen Personen 
richten, welche das Volkseigentum geschädigt haben, 
die besondere Bedeutung des Volkseigentums im Straf
maß zu würdigen. Angesichts des großen dem Volks
eigentum zugefügten Schadens und der Schuld der An
geklagten sind die ausgesprochenen Strafen von IV2 
bis zu 3 Jahren Zuchthaus widerspruchsvoll. Mit diesen 
Strafen konnte das Bezirksgericht E. nicht die Aufgabe 
lösen, zur Achtung vor dem sozialistischen Eigentum 
zu erziehen (§ 2 StPO). Um eine Strafe zu finden, die 
diesen Anforderungen entspricht, muß berücksichtigt 
werden: Jeder der Angeklagten war auf die Arbeit der 
anderen angewiesen. Jeder kannte sowohl seine eigene 
Sabotage als auch die der anderen. Keiner unternahm 
etwas gegen den anderen; jeder beschönigte und recht

fertigte seine Verbrechen mit den Verfehlungen der 
anderen.

St. konnte angeblich nichts unternehmen, weil R. 
keine geordnete Buchführung sicherstellte, weil K. 
keine gute Organisationsarbeit leistete und weil S. 
nichts gegen Warenüberhänge und nichts für eine rich
tige Warenstreuung tat.

S. konnte angeblich in seinen Geschäftsbereich keine 
Ordnung bringen, weil St. nicht für ausreichende Kon
trolle sorgte, weil R. die Buchführung nicht auf dem 
laufenden hielt und weil K. ihm bei der inneren Or
ganisation nicht half und das Verkaufsstellennetz des
organisierte.

R. wiederum konnte angeblich weder die Bücher ord
nungsgemäß führen noch für eine sparsame Haushalts
führung sorgen, weil St. keine genügende Kontrolle 
über die Hauptgeschäftsstellen ausübte, weil S. die 
Verlustmeldungen nicht kontrollierte und dadurch un
zuverlässige Inventurergebnisse verursachte und weil 
K. die Organisationsarbeit liegen ließ.

K. schließlich konnte angeblich seine Aufgaben nicht 
erfüllen, weil er bei St. keine Unterstützung fand, weil 
er von S. keine Hinweise für die Errichtung rentabler 
Verkaufsstellen bekam und weil er von R. nichts über 
die unverhältnismäßig hohen Personalkosten erfuhr.

Die Tatsachen zeigen jedoch, daß alle Angeklagten 
mit ihrer Sabotage das gleiche Ziel verfolgten. Deut
lich kommt das in der Tatsache zum Ausdruck, daß St. 
die drei Mitangeklagten, die sämtlich aus kaderpoliti
schen Gründen entlassen werden mußten, nicht entließ, 
sondern als angeblich unentbehrliche und vertrauens
würdige Fachkräfte in ihren Stellungen beließ.

Hieraus ergibt sich der volle Umfang der Verant
wortlichkeit jedes einzelnen Angeklagten....

Alle Angeklagten kann die Tatsache nicht entschul
digen, daß die übergeordneten Stellen, nämlich die 
Zentrale Leitung der HO und das Ministerium für 
Handel und Versorgung, die Entwicklung der HO-L in 
Thüringen in unverantwortlicher Weise ihren Lauf haben 
nehmen lassen. Die Angeklagten konnten auf ihren 
exponierten Stellen im volkseigenen Handel, die nicht 
nur durch die Höhe ihres Gehalts, sondern auch durch 
den großen Umfang ihres Wirkungsbereichs und ihrer 
Weisungsbefugnisse gekennzeichnet waren, zu keinem 
Zeitpunkt Zweifel darüber haben, daß sie selbständig 
tätig werden mußten. Gerade wenn sie bemerkten, daß 
die von ihnen erwarteten Anweisungen und Richtlinien 
ausblieben und Antworten auf eingereichte Verbesse
rungsvorschläge nicht eingingen, mußten sie wenigstens 
in ihrem Arbeitsbereich für eine geordnete Wirt
schaftsführung Sorge tragen und notfalls die Hilfe der 
Staatlichen Kontrollkommission in Anspruch nehmen. 
In dieser Richtung muß auch der vom Obersten Gericht 
(OGSt Bd. 1 S. 102 und 178) aufgestellte Grundsatz ver
standen werden, daß der Funktionär in der demokra
tischen Wirtschaft, soweit er zur selbständigen Bear
beitung eines Aufgabenbereiches berufen ist, sich weder 
auf die Pflichtverletzung und damit auf die Mitverant
wortlichkeit eines Vorgesetzten noch auf die mangelnde 
Mitarbeit der unter seiner Leitung tätigen Angestell
ten berufen kann.

Schon im Jahre 1951, als die Angeklagten ihre Ver
brechen begingen, war die große Bedeutung des Volks
eigentums und die hohe Verantwortung aller Funk
tionäre im Staats- und Wirtschaftsapparat für seinen 
Schutz unmißverständlich ausgesprochen worden. Heute, 
nach der II. Parteikonferenz der Sozialistischen Ein
heitspartei Deutschlands und dem dort gefaßten Be
schluß über den planmäßigen Aufbau des Sozialismus 
in der Deutschen Demokratischen Republik sowie dem 
Erlaß des Gesetzes zum Schutze des Volkseigentums, ist 
dies viel tiefer in das allgemeine Bewußtsein einge
gangen. Verbrechen, wie sie die Angeklagten begangen 
haben, würden, wenn sie heute begangen werden, mit 
den allerschwersten Strafen geahndet werden müssen. 
Aber auch unter Berücksichtigung der damaligen Ver
hältnisse sind sowohl die beantragten als auch die aus
gesprochenen Strafen bei weitem zu gering.

Das angefochtene Urteil war daher im Strafausspruch 
aufzuheben und in diesem Umfang an das Bezirksge
richt in E. zurückzuverweisen.
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